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Sehr geehrte Damen und Herren,

die Nationale Stelle zur VerKütung von Folter hat von dem vorliegenden

Gesetzentwurf erfahren und hält eine Steüungnalim.e von ihrer Seite für

erforderlich. Wir bitten Sie, die nachfolgenden Punkte im weiteren

Gesetzgebungsverfahren zu berücksichtigen.

Zunächst möchte die Nationale Stelle positiv Kervorheben, dass mehrere

ihrer Empfehlungen bzw. Standards m dem neuen § 33 des Thüringer

Justizvollzugsdatenschutzgesetzes CTliürJVoüzDSG) zu „Optisch-

elekttonischea Einrichtungen innerhalb von Hafträumen" berücksichtigt

und entsprechend durch den. nunmehr vorliegenden Gesefczentwuff

umgesetzt werden. Andere Punkte bleiben allerdings aus ihrer Sicht

problematisch.

Maßstab derArbeit derNafcionälenSteUe sind die UN-Antifolterkonventioa

sowie weitere emschlägtge ÜN-Normen, die die Behandlung im

Freiheitsentzug befcreffen. Darüber hinaus berücksichtigt sxe die

einschlägigen europäischen Normen und üiternafcionale Rech.tsprechungt

Empfelilungea des Europäischen. Ausschusses zur Verhüfcung von Folter

(CPT) und anderer Orgatie sowie deutsche Gesetze und Reclifcsprechung.

Auf Grundlage der Erkeantrüsse bei ihren Besuchen und uater

Berücksichtigung der oben genannten nationalen, und intemafcionaleft

Rechtsgmadlagen und sonstigen Doicumente-n, enfrnrlckelt die Nationale

Stelle Empfehlungen, die zur Verhütung von MisshaticUungen und
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menschenunwürdiger Behandlung im Maßregelvollzug auch gesetzlich

geregelt werden soüten.

Unter dieseü Gesichtspunkten möchte die Nadonale Steüe die folgenden

Anmericungen zu dem. Gesetzentwurf machen;

- Artikel i Thüringer JusfcizvotbugsdatenscKutzgesetz

i§ 23: Afcteneinsicht durch nationale und interaationale Steüen zur

VejrIiütuugYon Folter

Der Gesetzentwurf (§ 23) sieht vor, dass „(d}/ß M.h^Ueder (...) der Nationalen

Stelle zur Verbütun^ von Folter (.. >) wahrend des Besuchs m der Anstalt Ehwcht in

die Gefan^ewnpersonafakUn, Gesundheit!- und Therapwkten sowie Krankenbfätter

im Jwtizvollzugskrankenhaus {erhalten}, SQwdt • dies zur Wahrnehmung der

Aufgaben derJe.weiUgm Stelle unbedingt erforderlich. ist"

Diese Emschräßkungen versto-ßen aus Sicht der Nationalen Stelle gegen

höherrangiges Recht. Wie der UN-Unterausschüss zur Verhütungvon Folter

(SPT) verfügt die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter von Gesetzes

wegen-über em unbeschränktes Recht aufAlctenemsicht:

r. Einschränkung derAkfcenemsicht

Der Nationalen Stcüe ist nach Arfcikel zo. des Pakultatwprotofcoüs zum

Übereinkommen der Vereinfcen Nationen gegen Folter und andere grausame,

unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (OPCAT) die

Befugnis zuzugestehen, Zugang zu allen Informationen( die Personen

betreffen, denen die Freiheit entzogen ist oder entzogen werden 'kann. Das

Recht derNadonaIeaSteüe auf Zugang zu aüen Informationen, damit auch zu

medizinischen und pflcgerischen Unterlagen, ist in Artikel 20 lit. b OPCA.T

umfassend ausgestaltet.

Der Bund hat das FakultadvprotokoU am 20, September 2006 unterzeichnet

und mit Zrusfcimmungsgesetz vom. 26, August: 2008 CBGB1. II 2008, Nr, 23) in

innersfcaatliches Recht umgesetzt. Artikel 2 Abs. 2 des S(:aa.tsvertragst weist

seinerseits der Landetkommisslon die in den Ajrtikeln 19 und 20 OPCAT

vorgesehenen Rechte zu.

Daraus ergibt: sich die Verpflichtung auch für das Land Thüringen, dem

Nadofialen Prävenüonsmechanismus die im Fakultativprotokoü genannten

Rechte zu ermöglichen. Somit ist das Land Thüringen nach Artikel 20 Ut, b

OPCAT veqiflichtet, der NafcionEilen Stelle Zugang zu allen Ißfbrmationenj

die Personen betreffen, denen die Freiheit entzogen wurde, zu gewähren,

* Staatsvcrtrag über die Eumchtunßeines natiotiaEea A'Iechnnismus allerLänder nach Aitikel 3 des
Fakultatlvprotokoils vom 18. Dezember 2002 zu dem Überebitcommen der VcreinteD Nationen
fießcn Folter und iuufere ßiausame, unmenschliche oder enücdrifiende Behandlimß oder Stfafe.
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Die Einschränkung der Befugnisse der Nationalen Stelle im vorliegenden

Gesetzestext ist nicht gerechtfertigt.

Zur Wahrnehmung ihrer Aufgabe ist die Entscheidungsfreihelt, m welche

Akten Einsicht genommen wird, unbedingt erforderlich. Es darf nicht der

Eindruck entstehen, dass Einrichtungen die Einsichtnahme durch die

Nationale Sfceüe exnschränfceh dürfen. Damit die Nationale Stelle ihre

Aufgaben wirksam erf-üllen kann, ist der Halbsatz „soweit dies zur

Wahrnehmung der Aufgaben des Ausschusses oder der Stelle unbedingt

erforderlich ist" aus dem Gesetzes text zu streichen.

2. Qrtsvorgabe ftir dxe Alctenemsicht

Zur ^Wahmehmung ihrer Aufgabe ist auch die Entscheidungsfreiheit, auf

welche Weise die Nationale Stelle' ihr Recht auf Akteneinsicht ausübe

unbedingt erforderlich.

Nach Artikel zo OPCAT haben sich die VercragsstaaEen dazu verpflichtet,

den Nationalen Prä-ventionsmechanismen Zugang zu allen Enfbrmationen zu

gewähren, welche die Behandlung von Personen, denen, an Orten der

FreUieifcsentziehung im. Sinne des Artikels 4 die Freiheit entzogen Ist, und die

Bedingungen ihrer FreÜieitsentziehung betreffen. Es handelt sich folglich um

em unbeschränktes Recht auf Zugang zu Informationen.

Die gesetzlichen Ausführungen, insbesondere die Erläuterungen, zu § 23

„wahrend des Besuchs m der Anstalt" in der Begründung - ,ßine Überfassung

wn Akten erfolgt awscbließltch im Rab/wn der Anstaltshesuche. D/e Akten können

nur vor Ort durch dk WtgHederäerje'weUigwDelegatwi ewgesehen werften" (S. 130

des Vorliegenden Dokuments) -, dürfen daher nicht dazu führen, das Recht auf

Akteneinsiclit unverhältnismäßig zu beschränken.

Neben der Inaugenscheinnahme bemhaltefc das Recht auf Alcteneinstcht

regelmäßig die Befügms, Ausfertigungen, Auszüge und Abschriften erstellen

zu lassen/

Eine Ortsvorgabe für die Ausübung des Rechts auf Aktenemsicht würde

zudem bedeuten, dass die bis jetzt reibungslose, dateuschutzsichere

Übermittlung von Dokumentationen im Anschluss an einen Besuch der

Nationalen Stelle (i.d.R. innerhalb von zwei Wochen, sei es per Post oder

elektronisch) nicht mehr möglich wäre, Eine wü-ksame Ausübung des Mandats

der Nationalen Stelle würde dadurch erheblich erschwert, da eine effektive

und vollumfängliche Aictenemsichfc lediglich, durch die tagelange Anwesenheit

von .Mitgliedern einer Besuchsdelegadon. der Nationalen Stelle vor Ort

erwirkt werden könnte. Über eine deutliche Steigerung der Reisekosten der

Nationalen Stelle und eine Einschränkung Üirer Tätigkeiten (aus personeUen

und iogistischen Gründen) hinaus, würde dies auch einen erheblichen

tVßI.<$299l2P&
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MehraujEwaaciußd eine Mehrbelastung derEinritchfcungwährend des gesamten

Besuchs bedeuten CB^treuung der Besuchs delegario n, ZurverfÖgungsteÜung

von Räumlichkeiten, Eißbüidungvon Mitarbeitenden, usw.).

Um zu gewährleisten, dass die Nationale Stelle ihre gesetzHchen Aufgaben

wirksam ausüben kann, isfc der Passus „wäl'irenddes.B_esuchs m derA-nstalt" aus

dem Gesetzestext zu streichen.

Aus Artikel 2 Ajtiderung des Thüringer Justizvolbugsgesetzbuchs -

$ 90: Anordnung besonderer Sichenmgsmaßaaltmea, Verfahrea

§ 90 Abs, 6 werden, folgende Sätze angefiigfc: ^Währwd der Dauer der Ffxieritng

stellt ein Arzt eine angemessene mediswwhs Überwachung desfwwtm Gefangenen

sicher. Geschulte Vollwgsbedwistete stelhn durch ständtg&n Steht- und

Sprechkontakt dh Betretfung des fixierten Gefangenen sf eher,"

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom ^.Jull 2018 (Az. 2 BvR 309/1:^

und 2 BvR ^02/16) sieht hohe Anforderungen hmsichtUch der Durchführung

von Fbderungea vor, u.a. dass die fucierte Person, ständig und persönlich durcl

therapeutisches oder pflegerisches Pefsonal überwacht werden muss,

welches sich m der unmittelbaren Nähe befindet: (Ems-zu-eins-Betreuung, Rn.

83)- Die Änderung des Thüringer Gesetzes zur Hilfe und Unterbringung

psychisch kranker Menschen CThürPsychKG) hat diese Anforderung bereits

berücksichtigt.

Die Anforderung einer Eins-zu-eins-Betreuung bei Fbderungen durch

therapeutisches oder pßegerisches Personal) weiches sichinderunmifctelbaren

Nähe befindet, ist durch die besonderea Gesun.dheitsgefahren begründet,3 die

wahrend einer Fbderung auftreten können u&d unmittelbarer fachlich

fundierter Reaktion bedürfen. Durch den Einsatz von therapeutischem oder

pflegerischem Personal kann zudem deeskaÜerend auf die Person eingewirkt

werden, um eine schneüe Beendigung der Maßnahme zu ermöglichen.

Diese Anforderung an- die Qualifizierung des Personals muss aus Sicht der

Nationalen Stelle deshalb auch bei emer Übertragung des Pbuerungsuttexis auf

andere Orte der Freiheksentziehung - wie JustlzvoÜzugsanstalten - gelten.

Unabhängig vom jeweiügea Oft der Durchfühhmg bestehen die gleichen

Gesundh.eitsgefahren für die Betroffen. Diese erfordern eine angemessene

Betreuung durch qualifiziertes Fachpersonal,

Füderungen dürfen ausschließlich dann durchgeführt werden, wenn die

verfassungsreclifciicheti Atifordterungen gewährleistet werden, können. Aus

Sicht der Nationalen Stelle ist es daher wesentlich, den Emschub „geschulte

^ BVerfG, UrteÜ vom 24.07.3018, AZ.! 2 BvR 309/1$, Rn. 83,
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Voüzugsbediensfcete" durch „therapeuttsches oder pflegerisclies Petsonal"

zu ersetzen.

Wir bitten Sie, die Nationale Steüe über Ihr weiteres Verfahren zu

unterrichten.

Mit freundlichen Grüßen

Leiterin der Geschäftssfceüe
'Nationale Stelle zur Verliütung von Folter

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.


